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3. Auskunft aus dem Gewerbezentralregister (die 
Auskunft soll nicht älter sein als drei Monate) für 
die Betreiberin oder den Betreiber der Wettver­
mittlungsstelle und der Wettvermittlungsstellen­
leitung, wenn die Wettvermittlungsstelle als Filia­
le geführt wird; 

4. bei ausländischen Betreiberinnen und Betreibern 
einer Wettvermittlungsstelle und ausländischen 
Wettvermittlungsstellenleitungen, wenn die Wett­
vermittlungsstelle als Filiale geführt wird, ein 
Nachweis der Aufenthalts- und der Arbeitser­
laubnis; 

5. Lageplan und Kennzeichnung der Wettvermitt­
lungsstelle sowie die Lage öffentlicher Schulen 
und öffentlicher Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe in einem Abstand von weniger als 
200 Metern Luftlinie Entfernung; 

6. Angaben zur Ausstattung, Beschaffenheit und 
Einteilung der Wettvermittlungsstelle. 

(5) Die für die Erlaubnis zuständige Behörde kann 
für ihre Entscheidung weitere Angaben und Unter­
lagen verlangen. 

§ 23 
Befristung und Erlöschen der Erlaubnis für den 

Betrieb einer Wettvermittlungsstelle 

(1) Die Erlaubnis für den Betrieb einer Wettvermitt­
lungsstelle ist bis längstens zum 30. Juni 2019 zu be­
fristen. 

(2) Die Erlaubnis für den Betrieb einer Wettvermitt­
lungsstelle erlischt gemäß §§ 4a Absatz 2 Satz 1, 4e  
Absatz 4 Glücksspielstaatsvertrag durch Zeitablauf 
oder durch Widerruf der Konzession. 

§ 24 
Testkäufe 

(1) Zur Überwachung und Einhaltung der Jugend­
schutzbestimmungen sind die Bezirksregierungen im 
Rahmen ihrer Aufsichtspflichten berechtigt, Testkäu­
fe mit Minderjährigen in den in ihrem Zuständig­
keitsbereich befindlichen Annahme- und Wettver­
mittlungsstellen durchzuführen. Testkäufe können 
mit minderjährigen Beschäftigten der Glücks­
spielaufsichtsbehörde in Begleitung einer bei der 
Glücksspielaufsichtsbehörde beschäftigten volljähri­
gen Person oder durch einen beauftragten externen 
Dienstleister durchgeführt werden. Die Kosten für 
die Durchführung von Testkäufen sind dem Veran­
stalter im Sinne des § 3 Absatz 1 Ausführungsgesetz 
NRW Glücksspielstaatsvertrag beziehungsweise dem 
Konzessionsnehmer im Rahmen der Erlaubnis- oder 
Konzessionserteilung aufzuerlegen. 

(2) Minderjährige sind vor einem Einsatz als Test­
käufer ausführlich zu schulen. Im Rahmen eines 
Testkaufs erworbene Spiel- oder Wettscheine sind 
unmittelbar nach dem durchgeführten Testkauf un­
gültig zu machen und dürfen nicht am Spiel teilneh­
men. 

(3) Beauftragt die Bezirksregierung einen externen 
Dienstleister mit der Durchführung der Testkäufe, 
muss sie gewährleisten, dass dieser die Jugend­
schutzvorgaben beachtet. Absatz 2 gilt entsprechend. 

(4) Testkäufe sollen unangekündigt mindestens ein­
mal jährlich durchgeführt werden. Wird dabei fest­
gestellt, dass Minderjährige an Glücksspielen teil­
nehmen können, ist die Annahme- oder 
Wettvermittlungsstelle innerhalb von drei Monaten 
erneut zu überprüfen. Bei einem nochmaligen Ver­
stoß gegen die Jugendschutzbestimmungen ist ein 
Bußgeldverfahren gemäß § 23 Absatz 1 Nummer 2 
Ausführungsgesetz NRW Glücksspielstaatsvertrag 
einzuleiten. Innerhalb eines Monats ist ein erneuter 
Testkauf durchzuführen. Kommt es dabei zu einem 
erneuten Verstoß, ist die Erlaubnis für den Betrieb 
der Annahme- oder Wettvermittlungsstelle zu wider­
rufen." 

22. Der bisherige § 19 wird § 25. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft und tritt am 31. Dezember 2022 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 8. März 2013 
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Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ralf J ä g e r  

- Gv. NRW 2013 S. 138 

Drittes Gesetz 
zur Änderung der gesetzlichen Befristung 

in § 29 des Verfassungsschutzgesetzes 
Nordrhein -Westfalen 

Vom 21. März 2013 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Drittes Gesetz 
zur Änderung der gesetzlichen Befristung 

in § 29 des Verfassungsschutzgesetzes 
Nordrhein -Westfalen 

Artikel 1 
Änderung des Verfassungsschutzgesetzes 

N ordrhein-Westfalen 

In § 29 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Verfassungsschutzge­
setzes Nordrhein-Westfalen vom 20. Dezember 1994 (GV. 
NRW 1995 S. 28), das zuletzt durch Gesetz vom 17. Juli 
2012 (Gv. NRW S. 294) geändert worden ist, wird das 
Wort "April" jeweils durch das Wort "Juli" ersetzt. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 21. März 2013 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die 
Ministerpräsidentin 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung, 

zugleich in eigener Zuständigkeit 

Sylvia L ö h r  m a n  n 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich für den Justizminister 

Ralf J ä g e r  

- Gv. NRW 2013 S. 141 
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